
Werbespruch:  „Kein  Netz  ist
keine Ausrede mehr“ ist nicht
irreführend

Oberlandesgericht Frankfurt a.M.

Beschluss vom 16.06.2015

Az.: 6 U 26/15

Tenor
Die Berufung der Klägerin gegen das am 26.11.2014 verkündete
Urteil der 8. Kammer für Handelssachen des Landgerichts
Frankfurt am Main wird zurückgewiesen.

Die Klägerin hat die Kosten des Berufungsverfahrens zu tragen.

Das angefochtene Urteil und dieser Beschluss sind ohne
Sicherheitsleistung vorläufig vollstreckbar. Die Klägerin kann
die Zwangsvollstreckung der Beklagten durch
Sicherheitsleistung in Höhe von 110 % des aufgrund des Urteils
bzw. des Beschlusses vollstreckbaren Betrags abwenden, wenn
nicht die Beklagte vor der Vollstreckung Sicherheit in Höhe
von 110 % des jeweils zu vollstreckenden Betrags leistet.

Der Streitwert für das Berufungsverfahren wird auf 150.000 €
festgesetzt.

Entscheidungsgründe
I. Die Parteien sind unmittelbare Wettbewerber im Bereich der
Telekommunikation. Die Beklagte bietet Privatkunden Mobil-und
Internetprodukte an, darunter die sog. „X Allnet Flat“, mit
der der Kunde im Mobilfunknetz der A telefonieren und im
Internet surfen kann. Dieses Produkt bewarb die Beklagte in
einer Werbeanzeige in der Zeitschrift „B“ und im Internet mit
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der Aussage „Kein Netz ist keine Ausrede mehr“ sowie in einem
auf ihrer … – Seite eingestellten Spot mit der Aussage „Kein
Netz ist keine Ausrede“. Die Klägerin hält diese Werbung für
irreführend, weil sie suggeriere, dass der Verbraucher eine
vollständige Netzabdeckung überall in der Bundesrepublik
Deutschland erhalte.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. Im Kontext der hier
angegriffenen  Werbeanzeigen  bzw.  des  Werbespots  lasse  sich
eine derartige Verkehrserwartung nicht feststellen. Wegen der
weiteren Einzelheiten wird gemäß § 540 Abs. 1 Nr. 1 ZPO auf
die  tatsächlichen  Feststellungen  sowie  auf  die
Entscheidungsgründe des angefochtenen Urteils verwiesen.

Mit der Berufung verfolgt die Klägerin ihr erstinstanzliches
Ziel  unter  Wiederholung  und  Vertiefung  ihres  bisherigen
Vortrages weiter.

Die Klägerin beantragt, das angefochtene Urteil abzuändern und
die Beklagte zu verurteilen,

I. Es bei Meidung eines für jeden Fall der Zuwiderhandlung
fälligen  Ordnungsgeldes  bis  zu  250.000  €,  ersatzweise
Ordnungshaft  oder  Ordnungshaft  bis  6  Monaten,  diese  zu
vollstrecken an den Geschäftsführern, zu unterlassen
im geschäftlichen Verkehr handelnd mit den Angaben zu werben
und/oder werben zu lassen

1. „KEIN NETZ IST KEINE AUSREDE MEHR“, wenn dies geschieht wie
in der Printwerbung gemäß Anlage K 3 und/oder wie in der
Internetwerbung gemäß Anlage K 4 zur Klageschrift
und/oder

2. „KEIN NETZ IST KEINE AUSREDE“ und/oder „Denn mit bester D-
Netz-Qualität ist kein Netz keine Ausrede mehr“ wenn dies
geschieht wie in dem Spot, der auf CD-ROM als Anlage 5 und
dessen Storyboard als Anlage 6 zur Klageschrift vorgelegt ist;

II. an die Klägerin 1.162,70 € nebst Zinsen in Höhe von 5



Prozentpunkten  über  dem  jeweiligen  Basiszinssatz  seit
Rechtshängigkeit  zu  zahlen.

II. Die Berufung der Klägerin hat keinen Erfolg, weil ihr
weder  Unterlassungs-  noch  Kostenerstattungsansprüche  im
Hinblick  auf  die  streitgegenständlichen
Werbeveröffentlichungen  der  Beklagten  zustehen.

Der Senat hat in einem Hinweisbeschluss vom 20. April 2015
folgendes ausgeführt:

„…Wie das Landgericht mit Recht angenommen hat, stehen der
Klägerin die geltend gemachten Unterlassungs- und
Kostenerstattungsansprüche nicht zu, weil die angegriffene
Werbung unter keinem Gesichtspunkt irreführend (§ 5 UWG) ist.
Zur Begründung wird auf die zutreffenden Ausführungen im
angefochtenen Urteil Bezug genommen, die insbesondere den
Erwägungen Rechnung tragen, die der erkennende Senat in dem
zugunsten der Klägerin ergangenen Urteil vom 25.9.2014 (6 U
111/14) angestellt hat. Auch das Vorbringen in der
Berufungsbegründung rechtfertigt keine abweichende
Beurteilung.

Wie im Senatsurteil vom 25.9.2014 ausgeführt, ist eine Werbung
der in Rede stehenden Art – auch wenn sie vom Wortsinn her als
Hinweis auf eine in jeder Hinsicht lückenlose Netzabdeckung
verstanden werden könnte – im Hinblick auf das Vorverständnis
des angesprochenen Verkehrs nur dann irreführend, wenn mit ihr
aus  der  Sicht  des  Durchschnittsverbrauchers  ernsthaft  in
Anspruch genommen werden soll, das werbende Unternehmen habe
den  technischen  Durchbruch  zu  einer  solchen  vollständigen,
d.h. die bisher üblichen und allgemein bekannten „Funklöcher“
vermeidenden  Netzabdeckung  geschafft.  Dieser  Eindruck  wird
durch  die  angegriffene  Werbung  unter  Berücksichtigung  des
Gesamtzusammenhangs nicht vermittelt.

Die Aussage „KEIN NETZ KEINE AUSREDE“, wie sie in der Werbung
gemäß Anlage K 5 verwendet wird, gibt für sich gesehen schon



keinen Anlass für die Annahme eines technischen Durchbruchs
der genannten Art.

Aber auch die weitere Aussage „KEIN NETZ KEINE AUSREDE MEHR“
wird in den beanstandeten Werbedarstellungen hinreichend dahin
relativiert, dass hiermit lediglich eine Netzabdeckung nach
dem derzeit höchsten technischen Standard gemeint ist. Zum
einen  hat  das  Landgericht  mit  Recht  angenommen,  dass  die
Aussage  jeweils  in  einen  humorvollen  Gesamtzusammenhang
eingebettet  ist,  der  bereits  für  sich  genommen  dagegen
spricht, dass mit dieser Aussage auf eine besondere Leistung
im Sinne eines technischen Durchbruch hingewiesen werden soll.
Zum andern wird die Aussage in den Anlagen K 3, K 4 und K 5
jeweils in einer für den Werbeadressaten nicht zu übersehenden
Weise um den Hinweis ergänzt, dass das Angebot der Beklagten
in bzw. mit „bester D-Netz-Qualität“ erfolge. Die durch das
Wort  „MEHR“  in  der  angegriffenen  Werbeaussage  angedeutete
Verbesserung  des  Leistungsangebots  der  Beklagten  sieht  der
Verbraucher damit allenfalls darin, dass nun auch die Beklagte
den  –  allerdings  bekanntermaßen  immer  noch  „Funklöcher“
aufweisenden – D-Netz-Standard erreicht habe (vgl. auch hierzu
bereits Senatsurteil vom 25.9.2014, S. 6).

Ohne Erfolg beruft sich die Klägerin schließlich unter Hinweis
auf  die  bereits  in  erster  Instanz  vorgelegte  Anlage  K  14
darauf, die von der Beklagten angebotene Netzabdeckung bleibe
tatsächlich hinter derjenigen der A zurück. Die sich aus der
Anlage K 14 ergebenden Einschränkung betreffen den mobilen
Internetzugang, nicht aber den mobilen Telefonfunk, auf den
sich die angegriffene Werbung allein bezieht….“

Diese  Erwägungen  gelten  fort,  denn  die  Stellungnahme  der
Klägerin rechtfertigt keine davon abweichende Beurteilung:

1.  Der  Senat  bleibt  bei  seiner  Auffassung,  dass  die
angegriffenen  Werbeveröffentlichungen  aus  Sicht  eines
Durchschnittsverbrauchers  –  als  dem  hier  angesprochenen
Verkehrskreis – nicht ernsthaft in Anspruch nehmen, dass es



der  Beklagten  gelungen  ist,  im  Wege  eines  technischen
Durchbruchs  die  bislang  üblichen  und  allgemein  bekannten
Funklöcher zu vermeiden und so eine vollständige Netzabdeckung
zu schaffen. Der Kontext, in den die streitgegenständlichen
Aussagen  jeweils  gestellt  werden,  bietet  dafür  keine
Anhaltspunkte.

Soweit die Klägerin bemängelt, die Werbeanzeigen gemäß Anlagen
K 3 und K 4 stellten die streitbefangene Aussage nicht in
einen  humorvollen  Gesamtzusammenhang,  vermag  der  Senat  dem
nicht zu folgen. Beide Anzeigen zeigen 3 jüngere Männer in
Freizeitkleidung vor einem älteren PKW. Einer der 3 Männer
telefoniert mit einem Handy und hält den rechten Arm mit einer
Art entschuldigenden Geste vor sich. Die beiden anderen Männer
schauen interessiert zu. In der Internetwerbung gemäß Anlage K
4  ist  eine  Sprechblase  über  dem  telefonierenden  Mann
dargestellt mit der Äußerung „SORRY, ich habe gerade kein
Netz“ und eine weitere Sprechblase über seinem Begleiter mit
der Aussage „Wie, mit X?!“

Die bildlich dargestellte Szene wird in beiden Versionen als
Anspielung auf eine Alltagssituation verstanden, bei der sich
der  Telefonierende  der  Fortsetzung  eines  unerwünschten
Telefonates mit der Ausrede entziehen will, er habe mit seinem
Mobiltelefon  gerade  keinen  Empfang.  Damit  stehen  auch  die
beiden  Werbeanzeigen  gemäß  Anlagen  K  3  und  K  4  die
Werbeaussage in einem vom Publikum als humorvoll verstandenen
Kontext.

2. Der Zusatz „in bester D-Netz-Qualität“ kann nicht dazu
führen, dass der Verkehr annimmt, nun sei ein technischer
Durchbruch bei der Beseitigung von so genannten Funklöchern
gelungen.  Er  verdeutlicht  vielmehr,  dass  die  dem  Verkehr
geläufige hohe Qualität und Funkabdeckung des „D-Netzes“ nicht
überschritten wird. Auch der Zusatz „endlos telefonieren und
surfen“  kann  demzufolge  beim  Publikum  nicht  die  Erwartung
wecken,  es  sei  eine  über  dieses  Netz  hinausgehende
Funkabdeckung  hergestellt  worden.



3. Der Senat hat in dem Hinweisbeschluss bereits klargestellt,
dass sich die angegriffene Werbung auf den mobilen Telefonfunk
bezieht, was sowohl durch die Aussage „Keine Ausrede“ als auch
durch die bildliche Darstellung verdeutlicht wird. Die Anlage
K  14,  in  der  die  Beklagte  sowohl  die  Verfügbarkeit  ihres
mobilen Internetzugangs als auch die Netzabdeckung Mobilfunk
darstellt,  kann  der  Klage  nicht  zum  Erfolg  verhelfen.
Streitgegenstand der Klage ist nicht der Vorwurf, dass die
Beklagte  die  Netzabdeckung  der  Telekom  erreicht,  sondern
einzig der Vorwurf, das dem Verkehr nun eine vollständige
bundesweite Netzabdeckung vorgespiegelt wird.

4. Der Rechtssache kommt keine grundsätzliche Bedeutung zu.
Soweit die Klägerin auf eine Entscheidung des Landgerichts
Hamburg verweist, mit der die Aussage „Netz, wenn`s drauf
ankommt“  untersagt  worden  ist,  weicht  die  dortige
Fallgestaltung von der hiesigen deutlich ab, so dass es schon
mit diesem Blickwinkel unter dem Gesichtspunkt der Divergenz
nicht geboten ist, die Revision zuzulassen.

Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 Abs. 1 ZPO.

Die Entscheidung zur vorläufigen Vollstreckbarkeit folgt aus §
708 Nr. 10 ZPO. Die Schuldnerschutzanordnung findet ihre
Grundlage in § 711 ZPO.


